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			CFK wirbt um peronistische Wähler 

			Schlusskundgebungen vor den Wahlen am Sonntag
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			Cristina und Jorge Taiana, den sie einst als Außenminister entließ. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Das lange Wochenende stand ganz im Zeichen des Wahlkampfs. Auf den letzten Metern vor den Kongresswahlen an diesem Sonntag versuchten die Spitzenkandidaten und ihre politischen Lager noch einmal, die Wähler für sich zu gewinnen. Schließlich geht es übermorgen darum, knapp die Hälfte der Sitze in der Deputiertenkammer und ein Drittel der Senatorenposten neu zu vergeben.

			Eine Großkundgebung im Stadion „Juan Domingo Perón“ des Fußballclubs Racing de Avellaneda hielt am Montag Cristina Fernández de Kirchner ab, die sich derzeit in der Provinz Buenos Aires um einen Sitz im Senat bemüht. Dass ihr Auftritt fast mit dem Tag der peronistischen Treue zusammenfiel, nutzte die Ex-Präsidentin, um sich den vielen traditionell peronistisch gesinnten Wählern im Großraum Buenos Aires zu empfehlen.

			„Peronist zu sein, bedeutet heute angesichts der wirtschaftlichen Nöte der Bevölkerung, Macri zu sagen: Es reicht“, so Kirchner vor rund 50.000 Zuhörern. Sie stellte zudem die Behauptung auf, dass Juan Domingo und Evita Perón bei den Wahlen sie und ihren Kandidatenpartner Jorge Taiana wählen würden. Dabei tritt Kirchners kurzfristig gebildetes Wahlbündnis Unidad Ciudadana (Bürgereinheit) streng genommen gegen die Peronistische Partei (PJ) an, für die Cristinas einstiger Innen- und Verkehrsminister Florencio Randazzo als Senatskandidat antritt.

			Dass die Wahlen für die einst sehr populäre Kirchner kein Selbstgänger werden, zeigte sich bereits bei den Vorwahlen am 13. August. Bei diesen erreichte sie 34,27 Prozent der Stimmen und hatte somit gerade mal einen Vorsprung von 0,21 Prozent gegenüber Esteban Bullrich, dem Kandidaten der Regierungsallianz „Cambiemos“. Zum Vergleich: Bei den Präsidentschaftswahlen 2011 holte sie in der Provinz Buenos Aires gut 56 Prozent. Doch zwischen damals und heute liegen die unpopuläre Politik der Devisenkaufverbote, die vor allem die Mittelschicht tief verärgerte, und mehrere Korruptionsermittlungen, die gegen die Ex-Präsidentin eingeleitet wurden.

			Amtsmissbrauch war auch ein Punkt, auf den Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal am Montag im Fernsehen Bezug nahm: Die gesamte Peronistische Partei sei für mehr als 25 Jahre der Korruption in der Provinz verantwortlich, so Vidal, die Macris Bündnis „Cambiemos“ angehört und durch ihren Wahlsieg vor knapp zwei Jahren die peronistische Vorherrschaft in dem bevölkerungsreichsten Gliedstaat des Landes brach.

			In der peronistischen Hochburg La Matanza hatte Sergio Massa, der Senatskandidat des Bündnisses „1 País“, am Montag seinen Auftritt. Massa, der unter den Kirchners einst Karriere als Chef der Sozialversicherung Anses und als Kabinettschef machte, rief seine Zuhörer nun dazu aus, ihre Stimme nicht an diejenigen zu „verschwenden“, die ab dem 11. Dezember mehr damit beschäftigt seien, sich selbst vor Gericht zu verteidigen als für die Interessen des Volkes zu kämpfen. Massa hatte bei den Vorwahlen 15,5 Prozent der Stimmen geholt, vor Randazzo mit 5,9 Prozent. 

			Bei dem jetzt anstehenden Urnengang zur Halbzeit der Legislaturperiode geht es vor allem darum zu sehen, inwieweit die Bevölkerung hinter Macris Reformpolitik steht, oder ob es den Gegenkräften, angeführt von Cristina, noch einmal gelingt, das Ruder herumzureißen. Von daher kommt auch der Frage, wer in der Provinz Buenos Aires vorne ist, vor allem symbolische Bedeutung zu. Denn Kirchner würde auch in den Senat einziehen, wenn sie zweite Siegerin hinter Bullrich wäre. Auf des Messers Schneide steht hingegen der Sitz ihres Formelpartners Taiana. Von den drei Senatsposten, die in der Provinz Buenos Aires zu vergeben sind, bekommt das erstplatzierte Kandidatentandem zwei, das zweitplatzierte einen Sitz im Oberhaus des Kongresses.

			In der Hauptstadt, wo es nur um Parlamentssitze geht, sind die Blicke auf Macris Spitzenkandidatin Elisa Carrió gerichtet, deren Liste bei den Vorwahlen stark abgeschnitten hatte. Sie misst sich unter anderem mit dem Kirchner-treuen Ex-Bildungsminister Daniel Filmus und Martín Lousteau, der vor zwei Jahren bei den Bürgermeisterwahlen nur knapp gescheitert war.
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			„Zukunft der Arbeit“ 

			Argentiniens G20-Ziele / Dujovne trifft Schäuble
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			Argentiniens Finanzminister Nicolás Dujovne (l.) und sein deutscher Amtskollege Wolfgang Schäuble. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/dpa/mc) - Argentinien will während seiner G20-Präsidentschaft die Auswirkungen des technologischen Fortschritts auf Arbeitsplätze - die „Zukunft der Arbeit“ - zu einem Schwerpunkt machen. Dies kündigte Finanzminister Nicolás Dujovne in Washington bei einer Pressekonferenz mit seinem deutschen Kollegen Wolfgang Schäuble zur Übergabe der deutschen G20-Präsidentschaft an sein Land an. 

			Es gebe keinen Grund zur Selbstzufriedenheit, stellte Dujovne fest. Die G20 solle als einflussreiches Forum für die internationale Zusammenarbeit auf den Feldern der Finanz- und Wirtschaftspolitik gestärkt werden.

			Zweites Top-Thema der argentinischen Präsidentschaft wird nach Angaben von Argentiniens Notenbankchef Federico Sturzenegger die Finanzierung von Infrastrukturprojekten sein. „Wir denken, die Finanzierung von Infrastruktur vervollständigt eine Politik, die sich den globalen Herausforderungen stellt“, zitierte das „Handelsblatt“ den Wirtschaftswissenschaftler mit Schweizer Wurzeln. Auf diese Weise könne man Wachstum und Produktivität am besten fördern. Argentinien wolle mehr privates Kapital in diesen Bereich lenken - etwa über neue Anlage-Instrumente, so Sturzenegger.

			Schäuble, Dujovne und Sturzenegger trafen sich vorigen Freitag am Rande der Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds (IWF). Der deutsche Finanzminister sprach sich bei der Gelegenheit dafür aus, dass die Top-Wirtschaftsmächte den anhaltenden Aufschwung verstärkt für Reformen und Schuldenabbau nutzen sollten. Gerade jetzt sei dafür eine besonders gute Zeit, sagte Schäuble. 

			Dies sei nicht mehr nur eine deutsche Forderung, sondern auch der IWF empfehle dies nachhaltig. Die Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Volkswirtschaften und die Priorität von Reformen und nachhaltigem Wachstum seien im Kreis der führenden Industrie- und Schwellenländer (G20) Konsens. 

			Schäuble ist dienstältester G20-Finanzminister. Der CDU-Politiker stand acht Jahre lang an der Spitze des Finanzministeriums und soll am kommenden Dienstag zum neuen Bundestagspräsidenten gewählt werden. Deutschland hatte fast ein Jahr lang den G20-Vorsitz und gibt ihn an Argentinien ab. Die Übergabe wird am 1. Dezember formal vollzogen. Im kommenden Jahr richtet Argentinien auch den Gipfel der G20 aus.

			 

			 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png] 

			Die Woche in Argentinien

			Druck auf De Vido

			Für Julio De Vido wird es allmählich ernst: Das Bundeskammergericht stellte gestern einen Haftbefehl gegen den einstigen Infrastrukturminister der Kirchners aus und forderte zu diesem Zweck die Aufhebung der Immunität, die De Vido als Mitglied der Deputiertenkammer genießt. Richter Luis Rodríguez reichte am Dienstag einen entsprechenden Antrag im Unterhaus des Kongresses ein. Des Weiteren beantragte der Richter beim Sicherheitsministerium die sofortige Festnahme De Vidos mit anschließender Überführung in die Untersuchungshaftanstalt des Gerichts Comodoro Py, sobald die Deputiertenkammer der Forderung nach Entzug der parlamentarischen Sonderrechte nachkomme. Dem Politiker wird vorgeworfen, im Zusammenhang mit dem Kohlekraftwerk Río Turbio in Santa Cruz 265 Millionen Pesos veruntreut zu haben. Bereits im Juli dieses Jahres hatte das Regierungslager in der Deputiertenkammer versucht, De Vido die Immunität zu entziehen. Doch die notwendige Zweidrittelmehrheit kam nicht zustande. Am kommenden Dienstag soll nun der Parlamentsausschuss für Verfassungsangelegenheiten den aktuellen Antrag der Justiz beraten. Dem Gremium steht mit Pablo Tonnelli ein Parteigänger von Präsident Mauricio Macri vor. Ziel des Regierungslagers ist, den Fall so schnell wie möglich erneut im Parlament zu behandeln.

			UBA verbessert

			Erfolg für die Universität von Buenos Aires (UBA): Zum ersten Mal schaffte es die hauptstädtische Hochschule, sich beim Ranking QS Latinoamericano unter den zehn besten Unis in Lateinamerika zu platzieren. Die UBA kletterte auf Platz neun, nachdem sie im Vorjahr noch Rang elf belegt hatte. Neuer Spitzenreiter ist die Katholische Universität von Santiago de Chile, die die Universität von São Paulo (USP) auf Platz eins ablöste. Letztere fiel nun auf Platz drei zurück, da auch die staatliche Universität von Campinas, ebenfalls Brasilien, vorbeigezogen ist. Als viertbeste Uni Lateinamerikas gilt die Nationale Autonome Universität von Mexiko-Stadt. Bei dem QS-Ranking liegt ein Schwerpunkt der Untersuchung auf der „institutionellen Reputation“ der Hochschulen. Neben der Forschung werden beispielsweise auch Publikationen und Nobelpreise besonders beachtet. Die Aufwertung der UBA erklären die Macher der Studie zum einen mit verbesserter Darstellung der eingereichten Informationen. Als weiteren Grund nennen sie die „Politik der Internationalisierung“. Die nächstbesten argentinischen Hochschulen sind Torcuato Di Tella (Platz 21), Austral (22.) sowie die Nationaluniversitäten von La Plata (27.) und Córdoba (31.).

			Bilaterale Konsultationen

			Argentinien und die Schweiz wollen ihre bilaterale Zusammenarbeit weiter vorantreiben. Das wurde deutlich bei den XI. politischen Konsultationen zwischen Vertretern beider Länder, die vor wenigen Tagen im San Martín-Palast von Buenos Aires abgehalten wurden. Die Delegationen, die von Gustavo Zlauvinen, seines Zeichens Staatssekretär im argentinischen Außenministerium, und Bénédict de Cerjat, dem stellvertretenden  Schweizer Staatssekretär für die Amerikas, geführt wurden, betonten die gemeinsamen Werte und Prinzipien, die beide Länder verbänden. Das gute bilaterale Verhältnis habe seinen Ausdruck nicht zuletzt im Besuch der  Schweizer Bundespräsidentin Doris Leuthard im April dieses Jahres in Buenos Aires gefunden. Einig waren sich beide Seiten in dem Bestreben, Handel und Investitionen weiter zu fördern, Infrastrukturprojekte auf den Weg zu bringen und die Zusammenarbeit auf wissenschaftlich-technologischem Gebiet voranzutreiben. Auch die Kooperation in Sachen Menschenrechte, Justiz, kulturelle Beziehungen und Korruptionsbekämpfung waren Felder, auf denen beide Seiten Potenzial sehen.

			Timerman verteidigt sich

			Héctor Timerman hat die Anschuldigungen im Zusammenhang mit dem Iran-Memorandum zurückgewiesen. Der einstige Außenminister kam am Dienstag einer Vorladung der Justiz nach und gab eine Erklärung zu den Vorwürfen der Strafvereitelung und des „Vaterlandsverrats“ ab. Diese hatte erstmals Sonderermittler Alberto Nisman erhoben, bevor er im Januar 2015 tot in seinem Appartement aufgefunden wurde. Der Verdacht ist, dass durch das Abkommen mit dem Mullah-Staat die internationalen Haftbefehle gegen mehrere iranische Funktionäre aufgehoben werden sollten. Diese hält die argentinische Justiz für die Hintermänner des blutigen Anschlags auf das jüdische Gemeindezentrum im Jahr 1994. Timerman hingegen betonte, dass durch das Memorandum lediglich die Ermittlungen erleichtert werden sollten. Vorgesehen war eine bilaterale Kommission und die Möglichkeit für argentinische Richter, die Verdächtigen zu vernehmen. Es läge jedenfalls mitnichten ein Fall von „Vaterlandsverrat“ vor, so Timerman. Er verwies zudem darauf, dass das Memorandum auch von Nisman unterstützt worden sei. Am kommenden Donnerstag muss auch Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wegen des Iran-Abkommens vor Gericht vorstellig werden (wir berichteten). (AT/mc)
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			Der Weg zum Rechtsstaat

			Von Juan E. Alemann

			Argentinien verfügt formell über eine Rechtsordnung, die nicht viel anders als in in hochentwickelten Staaten ist, in der Praxis jedoch sehr viel zu wünschen übrig lässt. Die gesetzlich vorgesehenen Fristen werden oft nicht eingehalten, mit vielen Prozessen von einer Dauer von über zehn und auch fünfzehn Jahren. Viele Richter handeln gemäß ihren politischen Überzeugungen, die gelegentlich sogar mit denen der Montonero-Terroristen übereinstimmen. Es besteht auch eine weit verbreitete Korruption, und schließlich wurde die Justiz unter den Kirchners stark politisiert. Die Richter, die sich mit Klagen befassten, die die Kirchners und ihre Mannschaft betrafen, wurden direkt unter Druck gesetzt, zu welchem Zweck sie von einem gewissen Javier Fernandez aufgesucht wurden. Richter, die eben ohnehin keine weiße Weste hatten und deren Telefongespräche vom Geheimdienst abgehört wurden, riskierten mit einem Ungehorsam ihren gut bezahlten Posten. 

			Der Richterrat, der mit der Verfassungsreform von 1994 geschaffen wurde, war dazu bestimmt, die Richter zu kontrollieren. Er ist befugt, ein Verfahren einzuleiten, um Richter ihres Amtes zu entheben, und prüft auch die Kandidaten, die sich für ein Richteramt stellen, wobei er dann jeweils drei aufstellt, von denen der Senat dann einen wählt. Doch schon unter Néstor Kirchner wurde die Zusammensetzung des Rates per Gesetz so geändert, dass Regierung einen entscheidenden Einfluss hatte. Dadurch wurde der Richterrat faktisch lahmgelegt. Der Opposition gelang es vor einigen Jahren, noch unter der Regierung von Cristina K., mehr Vertreter im Richterrat zu erhalten. Doch dabei entstand eine Pattsituation, bei der der Rat keine Entscheidungsfähigkeit hatte. 

			Das Problem wurde mit dem Regierungswechsel nur zum Teil gelöst, und es bedurfte eines formellen Tricks um zumindest das Absetzungsverfahren beim hochkorrupten Richter Freiler einzuleiten. Eventuell ändert sich die Zusammensetzung des Rates mit dem neuen Parlament ab 10. Dezember so, dass er entscheidungsfähig ist und auch gegen Richter vorgehen kann, die die Kirchners und ihre Bande bisher in Schutz genommen haben. Wenn dies nicht gelingt, muss der Rat erneut reformiert werden, wobei auch die Rückkehr zur ursprünglichen Zusammensetzung zur Diskussion steht. Die Macri-Regierung will den Rat nicht politisch beherrschen, sondern nur erreichen, das er sich effektiv und unpolitisch mit den Themen befasst, für die er geschaffen wurde.

			Präsident Mauricio Macri betont stets, dass er eine unabhängige Justiz will, die sich strikt an die Rechtsordnung hält, wie es in der zivilisierten Welt allgemein die Regel ist. Er scheut sich nicht vor einer Justiz, die auch ihm Grenzen setzt. Wie in den USA, wo Trump murrend Gerichtsentscheide hinnehmen musste, die seine Entscheidungen aufhoben. Dies gehört zum Wesen des Rechtsstaates, und ist auch für die Wirtschaft von grundlegender Bedeutung.

			Das Thema kam auch beim IDEA-Kolloquium auf, wo der Vizepräsident des Richterrates, Miguel Piedecasas, sich auf die Bedeutung des Beschlusses bezog, der eine Prüfung der Bundesberufungskammern für Strafrecht verfügt hat, dessen Ergebnisse in einigen Wochen bekanntgegeben werden soll. Eine Initiative in diesem Sinn war dem Richterrat vom Anwaltskollegium der Stadt Buenos Aires schon 2007 und 2010 vorgelegt worden, wurde jedoch in beiden Fällen von der Mehrheit der Mitglieder abgewiesen. Der Vorsitzende des Kollegiums, Guillermo Lipera, war auch beim IDEA-Seminar anwesend, und hat das Thema eingehend erläutert. 

			Es tut sich viel in der Justiz, aber es fehlt noch sehr viel, um den Status eines vollen Rechtsstaates zu verdienen. Viele Richter haben schon Lunte gerochen, und verhalten sich jetzt schon so, wie man es immer von ihnen erwartet hätte.
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			Im Blickfeld: Wegen Weil oder Mitleid

			Von Stefan Kuhn

			Die SPD kann also noch gewinnen. In der letzten großen Abstimmung im „Superwahljahr“ 2017, legten die Sozialdemokraten in Niedersachsen 4,3 Prozent zu. Die Neuwahlen waren nötig geworden, weil eine Abgeordnete der Grünen zu CDU gewechselt war, und die rotgrüne Koalition ihre Ein-Stimmen-Mehrheit eingebüßt hatte. 

			Der SPD-Sieg war so überraschend wie eindrucksvoll: Mit 36,9 Prozent der Stimmen lag die Partei fast zehn Prozentpunkte über ihrem Bundestagsergebnis vor drei Wochen. Sie wurde erstmals seit 1998 wieder stärkste Kraft in Niedersachsen. Damals hatte Gerhard Schröder die Landtagswahl zu einem Votum für seine Kanzlerkandidatur gemacht.

			Unter Umständen könnte der SPD-Erfolg dennoch den Verlust der Regierungsverantwortung haben. Weil die Zugewinne der SPD kleiner waren als die Verluste der Grünen, hat die Regierung ihre Mehrheit nicht wiedererrungen. FDP und AfD sind in den Landtag eingezogen, die Linke ist an der Fünfprozenthürde gescheitert. Rechnerisch ist deshalb auch eine „Jamaika“-Koalition aus CDU, Grünen und FDP möglich. Rechnerisch heißt, nicht undenkbar, denn die AfD wird in arithmetische Kalkulationen gar nicht erst einbezogen.

			Wahrscheinlich ist dies trotz der „Jamaika“-Konsultationen auf Bundesebene dennoch wenig. Die Grünen sind in Niedersachsen mit dafür abgestraft worden, dass eine ihrer Abgeordneten zur CDU übergelaufen ist. Es wäre kaum vermittelbar, wenn das nun die ganze Partei täte. Zudem hat die grüne Spitzenkandidatin Anja Piel ein Bündnis mit CDU und FDP vor der Wahl ausgeschlossen. Wegen Ausschließeritis ist auch eine Ampelkoalition (SPD/FDP/Grüne) wenig wahrscheinlich. Der FDP-Spitzenkandidat Stefan Birkner lehnt diese Konstellation ebenfalls ab. Es wird vermutlich zu einer großen Koalition unter der Führung des bisherigen Ministerpräsidenten Stephan Weil kommen.

			Nun ist man immer schnell dabei, Landtagswahlergebnisse mit der besonderen Lage in dem jeweiligen Bundesland zu erklären. Stephan Weil hat einen engagierten Wahlkampf geführt, das TV-Duell gegen seinen Widersacher Bernd Althusmann von der CDU war bei weitem nicht so langweilig wie das zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel und Martin Schulz. Weil konnte punkten. Dennoch dürften auch die Bundestagswahlen Auswirkungen gehabt haben. Eine Art Mitleidseffekt zugunsten der arg gebeutelten Bundes-SPD. In Niedersachsen profitierten die Sozialdemokraten von den bisherigen Nichtwählern.

			Inzwischen gibt es für die Entscheidung der Sozialdemokraten, in Berlin in die Opposition zu gehen, mehr Respekt als Kritik. Natürlich ist der Gang in die Opposition auch eine parteitaktische Entscheidung, aber man sollte diese Interpretation nicht überbewerten. 2009 ging die SPD (gezwungenermaßen) mit einem Wahlergebnis von 23 Prozent in die Opposition. Vier Jahre später kam sie auf wenig berauschende 25,7 Prozent. Neu belebt hat sich die Partei in der Opposition nicht.

			Dass man den Sozialdemokraten jetzt mangelnde Staatsverantwortung und Parteitaktik vorwirft, ist noch deutlichere Parteitaktik der potenziellen Regierungspartner CDU, CSU, FDP und Grünen. Denn damit wälzen sie ein mögliches Scheitern der Koalitionsverhandlungen auf die SPD ab. Der Gang der Sozialdemokraten in die Opposition ist ein Akt der Staatsverantwortung. Eine Neuauflage der großen Koalition wäre nach diesem Wählervotum unverantwortlich gewesen. Die Regierung hat bei den Bundestagswahlen 13,4 Prozentpunkte verloren. Die beiden großen Parteien haben nur noch 53 Prozent der Wähler hinter sich. Vor vier Jahren waren es noch zwei Drittel, nach der Wiedervereinigung 1990 mehr als 77 Prozent.

			Wenn man diese Stimmenerosion nicht stoppt, hat man bald eine politische Landschaft wie in Österreich. Dort haben die beiden ehemals größten Parteien SPÖ und ÖVP inzwischen nicht mehr die absolute Mehrheit der Wähler hinter sich, sondern nur noch eine knappe Parlamentsmehrheit. In Österreich liegen die Rechtspopulisten mit 26 Prozent nur noch knapp hinter den Sozialdemokraten. Sie sind doppelt so stark wie die deutsche AfD. Wenn es in Deutschland zu einer Neuauflage einer Regierung aus CDU/CSU und SPD käme, würden die Rechtspopulisten sich der 20-Prozent-Marke weiter nähern. Im Osten der Republik liegt sie schon darüber.

			Im Gegensatz zu Österreich gibt es und gab es in Deutschland Alternativen zu einer Regierung aus den beiden großen Parteien. 2005 wäre eine Ampel oder Rot-Rot-Grün möglich gewesen. 2013 hätte es für Schwarz-Grün oder Rot-Rot-Grün gereicht. Jetzt reicht es für „Jamaika“. Die drei Parteien bzw. vier Parteien sind fast ebenso stark wie CDU/CSU und SPD. Sie sind jetzt gefordert.

			In Niedersachsen liegt die Sache etwas anders. Dort wäre eine große Koalition die erste seit fast einem halben Jahrhundert. Abnutzungserscheinungen dürfte eine solche Konstellation erst im Laufe der Legislaturperiode haben. 
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			Randglossen

			Übermorgen, am Sonntag, dem 22. Oktober, werden 18 bis 70 Jahre alte Bürger und Bürgerinnen aufgerufen, zu den Urnen zu schreiten, um die Kandidaten für Parlamentswahlämter zu bestimmen. Präsident Maurico Macri und seine Partei, genannt „Canbiemos“ (Verändern wir) hoffen, die Zahl ihrer Abgeordneten zu erhöhen. Mit einer absoluten Mehrheit wird nicht gerechnet. So könnte Macri in den beiden nächsten Jahren leichter als bisher eigene Gesetzesprojekte durchbringen und die politische Initiative beherrschen. Derart gestärkt könnte sich Macri dann für eine zweite vierjährige Amtszeit stellen. Hinzu kommt der Wahlkampf der erfolgreichen Gouverneurin María Eugenia Vidal in der maßgebenden Provinz Buenos Aires, wo zwei Senatoren für die Mehrheit und einer für die Minderheit gewählt werden. Laut jüngsten Umfragen gewinnt Macris Kandidat Esteban Bullrich knapp vor Expräsidentin Cristina Kirchner, die sich mit dem dritten Senatsposten begnügen müsste, was soviel wie eine politische Blamage bedeuten würde.

			Österreich wählt, und das geht so: Da kopiert ein konservativer österreichischer Milchbubi die Rechtspopulisten und schlägt diese mit deutlichem Vorsprung. Das macht denen gar nichts aus, denn sie gewinnen auch deutlich an Stimmen. Nicht einmal die Sozialdemokraten, die den Regierungschef stellen, verlieren. Dafür aber die Grünen, die mit zwei Listen angetreten sind, weil eines ihrer prominenteren Parteimitglieder beleidigt war. Im Gegensatz zu den deutschen ziehen die österreichischen Sozis nicht einmal Konsequenzen. Sie haben ja 0,1 Prozentpunkte hinzugewonnen und wollen nicht auf die vielen lukrativen Regierungspöstchen verzichten. „Zu Österreich fällt mir nichts ein“, würde der große Österreicher Karl Kraus sagen.

			Ja mei, eigentlich muss sich der Seehofer Horsti ja gar keine Sorgen machen. Freilich hat seine CSU bei den Bundestagswahlen noch mehr Federn gelassen als die Schwesterpartei CSU. Aber dennoch ist die bayrische Unionsvariante auf immerhin fast 40 Prozent gekommen, davon kann die Merkel im preußischen Berlin nur träumen. Dass die Franken im Norden Bayerns ein bisserl Radau machen, ist halb so wild. Das ist so, weil der Söder Markus, der potenzielle Nachfolger vom Seehofer, nämlich ein Franke ist. Bei den Landtagswahlen in einem Jahr wird schon alles wieder passen. Die für den Bundestag waren halt Protestwahlen, in Berlin hat die CSU eh nix zu sagen. Dass die CSU im bayrischen Landtag ihre absolute Mehrheit verliert, wird gar nicht passieren. Nie nicht!
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			Río Turbio: eine gigantische Fehlinvestition

			Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren besuchte am letzten Wochenende das Kohlebergwerk von Río Turbio im südwestlichen Zipfel der Provinz Santa Cruz und “garantierte” dabei die Kontinuität des Bergwerkes und die Vollendung des Kraftwerkes, das dort errichtet wird. Dies ist eine verhängnisvolle Fehlentscheidung, die dem Staat ein noch höheres Finanzdefizit auferlegt, als es schon besteht. Und das kann weder der Staat noch die argentinische Wirtschaft verkraften, denn das Defizit muss stark verringert werden, um einen zukünftigen Kollaps zu verhindern. Vernünftigerweise müsste das Bergwerk aufgegeben, und das Kraftwerk demontiert und in der Nähe der Bundeshauptstadt wieder montiert werden. Die Entschädigungen für das Personal würde dabei auch bei extremer Großzügigkeit einen Bruchteil der Fortführung des Bergbaus und des Kraftwerkes kosten.

			Der riesige Korruptionsskandal, der beim Bergwerk von Río Turbio und dem Kraftwerk aufgeflogen ist, bei dem hunderte von Millionen Dollar, eventuell über eine Milliarde, entwendet wurden (wofür der damaligen Planungsminister Julio de Vido der Hauptverantwortliche ist), haben das Grundproblem in den Hintergrund gerückt, das darin besteht, dass dieses Bergwerk und auch das Kraftwerk auch bei optimaler Verwaltung unwirtschaftlich sind und ein Riesendefizit abwerfen, zu dem noch die Mittel für die Finanzierung der fehlenden Investitionen kommen. Die Kohle ist minderwertig und hat keine Abnehmer, so dass sie zu einem Verlustpreis verkauft werden muss. Und das Kraftwerk wird, auch wegen der Entfernung zu den Konsumzentren, Strom zu hohen Kosten erzeugen, die nicht auf den Preis abgewälzt werden können, so dass hier noch ein zusätzlicher Verlust entsteht. 

			Aranguren erklärte, die Regierung habe die Entscheidung getroffen, den Kohlenbergbau in Río Turbio wieder normal herzustellen. Der Verwalter des Bergwerkes, Omar Zeidán, erklärte, das unmittelbare Ziel sei, die gegenwärtig stillstehende Mine auf eine Monatsproduktion von 50.000 Tonnen zu bringen, was die Hälfte des Bedarfes des Kraftwerkes darstelle, das 1,2 Mio. Jato Kohle benötigt. Es wären 600.000 Jato, wobei Río Turbio in seinen besten Jahren knapp über 200.000 Jato erzeugt hat. Das Ziel, das sich Zeidan gesetzt hat, erfordert Investitionen von mehreren hunderten von Millionen Dollar. Zunächst wird an der Herstellung eines Schachtes gearbeitet, der zusammengebrochen ist. Der größte Teil der Schächte befindet sich wegen fehlender Instandhaltung in schlechtem Zustand, was eine Lebensgefahr für die Bergarbeiter darstellt.

			Was das Kraftwerk betrifft, so hat das spanische Unternehmen Isolux, das die Anlagen geliefert und die Montage vollzogen hat, in Spanien einen Vergleich vor Gericht beantragt, so dass es nicht in der Lage ist, das Kraftwerk zu vollenden. Doch Aranguren äußerte den frommen Wunsch, dass dieses Problem bald überwunden werde und Isolux dann die Arbeit beenden könne. Auch dies fordert einen zusätzlichen Zuschuss des Schatzamtes. Das Konkursverfahren von Isolux wäre indessen eine guter Grund, um den Vertrag aufzuheben und eine Ausschreibung für die Verlegung des Werkes einzuleiten.
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			Der Rindermarkt von Liniers muss weg

			Die Nationalregierung und die der Stadt Buenos Aires sind sich einig, dass der Rindermarkt im Stadtteil Liniers abgeschafft werden muss. Er ist ein Störfaktor für die Entwicklung der Stadt in jener Gegend. Rindermärkte sind unvereinbar mit dicht bevölkerten städtischen Gegenden. 

			Schon 1976, unter der Militärregierung, wurde der neben dem Markt von Liniers bestehende große Schlachthof “Lisandro de la Torre” geschlossen, der ebenfalls mit der Stadt unvereinbar war. Abgesehen davon befand er sich in staatlichen Händen und forderte hohe Zuschüsse des Schatzamtes. Auf dem Gelände haben sich nach der Schließung saubere Industriebetriebe niedergelassen, wie das Pharmaunternehmen Roemmers, und es wurden auch Wohnungen gebaut. Doch ohne die Schließung des Rindermarktes ist der Fall nur halbwegs gelöst,

			Die Regierung beabsichtigt, den Markt in den Vorort La Matanza zu verlegen. Doch die Bürgermeisterin Verónica Magario weigert sich gegen diese Initiative und hat dabei völlig Recht. Sie opponiert gewiss nicht, weil sie politisch zu den engsten Anhängern von Cristina Kirchner gehört, sondern weil sie ihren Bezirk nicht mit einem schmutzigen Rindermarkt belasten will. Die Initiative, den Markt zu verlegen, ist schon 1978 aufgekommen. Damals dachte man an einen Rindermarkt in San Vicente, etwas weiter entfernt von Buenos Aires, oder eventuell an einer Ausfahrt der Autobahn nach Ezeiza, in der Nähe des Zentralmarktes. 

			Die Initiative der Verlegung des Marktes zeugt davon, dass man das Problem innerhalb der Regierung nicht verstanden hat. Der Rindermarkt muss einfach geschlossen werden, und das Gelände muss der Stadt einverleibt werden, wie es mit dem Schlachthof  “Lisandro de la Torre” geschehen ist.

			Einmal liegt der Anteil der Rinderverkäufe an den insgesamt im Land verkauften Rindern, die geschlachtet werden, unter 15%. Es gibt viele regionale Märkte, auch solche mit gelegentlichen Auktionen und ebenfalls immer mehr direkte Käufe der Schlachthöfe bei den Landwirten. Doch die moderne Lösung besteht im Rinderhandel über Internet, wie er in fortgeschrittenen Staaten besteht und in Argentinien auch in Rosario eingeführt wurde. Das System funktioniert so: Der Landwirt filmt die Tiere, die er zum Verkauf anbietet, und beschreibt sie. Der Käufer bietet dann einen Preis, und gleichzeitig werden die Lieferzeiten und die Form der Lieferung bestimmt. All dies läuft über die Makler, die von den Versteigerungen in Liniers auf solche am Computer übergehen müssen. Hier braucht man nichts zu erfinden.

			Beim Vollzug der Kaufgeschäfte über Internet entfallen hohe Kosten, die mit dem Handel über Liniers verbunden sind. Einmal müssen hier die Rinder vom Landwirt bis zum Markt in Liniers und dann von dort zum Schlachthof transportiert werden, was viel höhere Transportkosten als bei der direkten Lieferung mit sich bringt. Dann entstehen auch Kosten bei der Entladung vom Lastwagen und der Beladung. Ferner erleiden die Tiere einen Gewichtsverlust bei ihrem Aufenthalt in Liniers. Und schließlich kommen noch die Gebühren für den Marktbetreiber und die Makler (“consignatarios”) hinzu. Diese würden gewiss auch eine Provision beim Handel über Internet kassieren, aber eben eine geringere. Die gesamte Kostenersparnis beim Übergang auf Internethandel reicht bis zu 7% des Wertes der Rinder, die sich die Landwirte mit den Schlachthöfen teilen könnten.

			Es ist wirklich erstaunlich, dass weder die zuständigen Regierungsbeamten, noch die Vertreter der Landwirte und der Schlachthöfe sich aktiv für diesen Modernisierungssprung einsetzen, der ihnen höhere Einnahmen bietet.
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			Die reichsten Argentinier

			Die US-Zeitschrift Forbes stellt jedes Jahr eine Liste der reichsten Menschen der Welt auf. Gemäß der Untersuchung der Finanzzeitschrift, die in der Novembernummer erscheinen wird, aber schon vorher bekannt wurde, kommen auch folgende Argentinier auf die Liste, allerdings erst ab Platz 589. Es handelt sich um folgende Personen:

			1. Alejandro Bulgheroni, steht auf Platz 589 mit u$s 3,7 Mrd. Er ist Hauptinhaber des Erdölunternehmens Bridas. Sein Vater, der Gründer des Unternehmens, starb vor über drei Jahrzehnten und sein Bruder Carlos starb vor einigen Jahren, so dass nur Alejandro von dieser Familie als reicher Mann verbleibt.

			2. Eduardo Eurnekian, steht auf der Forbes-Liste auf Platz 1045 mit u$s 2,3 Mrd. Er kontrolliert die Holding “Corporación América”, die u.a die großen Flughäfen Argentiniens in Konzession betreibt (und auf diesem Gebiet auch in anderen Ländern tätig ist).

			3. Alberto Roemmers steht auf Platz 1252 mit u$s 1,9 Mrd. Er ist Inhaber des Pharmaunternehmens Roemmers, das nach Bayer den größten Umsatz im Land aufweist und unter den lokalen Unternehmen der Branche, die nicht zu internationalen Konzernen gehören, an erster Stelle steht.

			4. Jorge Brito steht auf Platz 1338 mit u$s 1,8 Mrd. Er ist Inhaber der gleichnamigen Bank.

			5. Gregorio Pérez Companc steht auf Platz 1513 mit u$s 1,5 Mrd. Er ist Inhaber des Nahrungsmittelunternehmens Molinos Río de la Plata, das er in den 90er Jahren vom Konzern Bunge & Born gekauft hat, nachdem er aus dem Erdölgeschäft ausgestiegen ist, dem er sein Vermögen verdankt.

			6. Marcos Galperín steht auf Platz 1875 mit u$s 1,2 Mrd. Es ist ein außerordentlicher Fall, nachdem er die Firma Mercado Libre, die Handel über Internet betreibt, von null an auf eine der wertvollsten im Land ausgebaut hat. Er ist unter diesen Superreichen derjenige, der sein Vermögen in kürzester Zeit gemacht hat.

			7. Eduardo Constantini steht auf Platz 1886 mit u$s 1,2 Mrd. Er kontrolliert die Immobilienholding Consultatio und hat vor Jahren seine Mehrheitsbeteiligung an der Banco Francés sehr gut an die spanische Bank Bilbao Vizcaya verkauft. 

			In all diesen Fällen sind die Vermögen erst in der Nachkriegszeit, und besonders in den letzten Jahrzehnten, entstanden. Von den traditionellen argentinischen Familien, die vor einem Jahrhundert bedeutende Vermögen hatten, besonders in Form vom Großgrundbesitz, (die Perón als Oligarchen bezeichnete) ist keine dabei. Die Aufteilung durch Erbschaft hat hier die Vermögen zersplittert.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,86, gegen $ 17,74 eine Woche zuvor. Der Kurs liegt somit um 9,21% über Ende Dezember 2016, wobei der Index der Konsumentenpreise des INDEC in 9 Monaten eine Zunahme von 17,6% aufweist. Die ZB-Reserven lagen zum Mittwoch bei u$s 52,45 Mrd., gegen u$s 50,94 Mrd. in der Vorwoche. ZB-Präsident Federico Sturzenegger erklärte am Mittwoch, sein Ziel bestehe darin, die Reserven auf 15% des Bruttoinlandsproduktes zu bringen, zu welchem Zweck noch u$s 25 Mrd. fehlten. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.9.18 bei $ 20,96, was einen Jahreszinssatz von 22,32% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 2,52%, liegt dennoch um 54,94% über Ende 2016.

			***

			Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegend Kursgewinne auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: +0,23%; Argentina 2026: +1,24%; Argentina 2046: +1,43%; Bonar 2024: +1,96%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 439,11 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 435,02), und bei 24 Karat zu $ 627,30 ($ 621,45).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 13.10.17 um 24,46%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in dieser Periode um 31,15% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 13.10.17 um 23,79% auf $ 1,74 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 37,98% auf $ 1,24 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 75,55% auf u$s 29,25 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 71,45% auf u$s 14,74 Mrd. zu.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat zwei Kredite von je u$s 130 Mio. auf 25 Jahre an Argentinien und einen weiteren von u$s 150 Mio. an Chile genehmigt, die alle für den Bau des Tunnels Agua Negra bestimmt sind, der von San Juan, Argentinien, nach Coquimbo, Chile, führt und die Verbindung zwischen beiden Ländern um 40 km (in Bergstraßen) verkürzt. Der Tunnel von 13,9 km hat zwei Straßen, eine in jeder Richtung. Er ist nicht nur für den Handel zwischen Argentinien und Chile wichtig, sondern auch für den Handel Argentiniens mit dem Fernen Osten, der über chilenische Häfen erfolgt und infolge des Tunnels mit geringeren Frachtkosten belastet wird.

			*** 

			Der jüngste Bericht des INDEC über Beschäftigung ergibt für das 2. Quartal 2017 eine interannuelle Zunahme der Beschäftigten von 0,6%, gleich 180.000 Personen, was nicht einmal die vegetative Zunahme derjenigen deckt, die eine Beschäftigung suchen. Insgesamt beträgt die Zahl der Arbeitnehmer (im Abhängigkeitsverhältnis) 15,27 Mio., von denen 10,60 Mio. formell eingetragen sind und 4,67 Mio. auf die Schwarzwirtschaft entfallen. Hinzu kommen noch 4,67 Mio. Selbstständige. 

			***

			Das Steueramt, das der AFIP untersteht, hat bei der Einkommenssteuerklärung von Cristina Kirchner für 2016 eine Hinterziehung von ca. $ 700.000 festgestellt. Dabei wurde festgestellt, dass das effektive Einkommen um ca. $ 2,5 Mio. höher als das angegebene sein musste, um die Ausgaben zu rechtfertigen. Die ehemalige Präsidentin hatte am 13. September eine Berichtigung ihren vorherigen Steuererklärung beantragt, bei der es hauptsächlich darum ging, dass sie die angegebenen Ausgaben von $ 70 Mio. auf $ 3,1 Mio. verringerte. Sie erklärte dabei, dass sie die Schenkung des größten Teils ihres Vermögens an ihre Kinder als Ausgabe gebucht hatte. Doch außerdem hat sie Einnahmen aus Mieten für $ 1,7 Mio. angegeben, die sie vorher verheimlicht hatte. Doch auch die Steuererklärungen für die vorangehenden Jahre stimmen nicht. So hat Cristina K. den Betrag der Pension, den sie nach dem Tod ihres Gatten im Oktober 2010 erhielt, als steuerfrei angegeben, was jedoch nicht der Fall ist. Und es kommen noch viele andere Ungereimtheiten hinzu. Der zurückgetretene Bundesrichter Norberto Oyarbide hatte die Steuererklärungen der Kirchners bis 2014 ohne Prüfung für richtig erklärt, obwohl sie notorisch falsch waren. Es ist positiv, dass das Steueramt jetzt auch bei der Untersuchung der Kirchner-Korruption aktiv auftritt.

			*** 

			In 9 Monaten 2017 reisten 9,45 Mio. Menschen bei Inlandsflügen und 10,96 Mio. bei Auslandsflügen, was insgesamt 20,4 Mio. Passagiere ausmacht, 15,7% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode und 23,8% mehr als in 9 Monaten 2015, berichtet das argentinische Luftfahrtunternehmen EANA. Es sind jetzt 3,9 Mio. Passagiere mehr als vor zwei Jahren.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im September eine Zunahme von 1%, womit er 13,5% im Laufe dieses Jahres und 16,3% gegenüber September 2016 gestiegen ist.

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC stieg im September 1%, im Laufe dieses Jahres um 22,3%, und gegenüber September 2016 um 32,2%. Die Zunahme vom September 2017 ergibt sich aus einer von 1,9% bei Baumaterialien, 0,5% bei Löhnen und Soziallasten und 0,3% bei Gemeinausgaben.

			***

			Der Konsum der Haushalte, bezogen auf die meistverbrauchten Produkte, lag im September 2017 um 4% über dem gleichen Vorjahresmonat, hat die Consulting-Firma Worldpanel ermittelt. Dies ist u.a eine Folge der geringeren Preiszunahmen, die im Durchschnitt auf Jahresbasis bei 20% lagen.

			***

			Im September erreichte der Umsatz im Rahmen des Programms “Ahora 12” (das in Ratenzahlungen in 12 Monaten besteht) einen Umsatz von $ 9,7 Mrd., bei 3,6 Mio. Einzelkäufen. Der Umsatz lag um 58% und die Zahl der Käufe um 52% über dem Vorjahr.

			***

			In 12 Monaten zum September wurden 131.000 neue Arbeitsplätze in der Privatwirtschaft geschaffen, berichtet die Consulting-Firma Econométrica. Davon entfallen 65.000 auf Arbeit im Abhängigkeitsverhältnis und 66.000 auf selbstständig Tätige, einschließlich Einheitssteuerzahler. Die Bauwirtschaft schuf 44.000 Arbeitsplätze, der Handel 12.000 und andere Bereiche insgesamt 41.000.

			***

			Der Export von Zitrusobst erreichte 2016 u$s 1,2 Mrd., also mehr als der Export von Rindfleisch oder von Fisch. Den größten Anteil haben Zitronen, bei denen Argentinien der weltweit größte Produzent ist, mit besonders hochwertigen Zitronen in Tucumán.

			***

			Im September wurden 160.561 gebrauchte Kfz. verkauft, 17,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt die Kammer des Fahrzeughandels (Cámara de Comercio Automotor) mit. In 9 Monaten 2017 waren es 1,29 Mio. Kfz., 15,8% über dem Vorjahr.

			***

			Nachdem der Verkauf eines Landgutes von 8.500 ha in La Paz, Provinz Córdoba, das sich im Besitz des Heeres befindet, eingeleitet wurde, hat der landwirtschaftliche Verband Federación Agraria gefordert, dass das Gut vorher aufgeteilt werde, damit auch kleinere Landwirte Zugang hätten. Die Streitkräfte haben noch viele große Landbesitze, die sie für ihre Tätigkeit nicht benötigen, die meistens schlecht und auch mit schwarzen Geschäften verwaltet werden.

			***

			Die für November vorgesehene Zunahme des Stromtarifs wurde auf Dezember verschoben. Für Februar ist eine weitere Erhöhung vorgesehen, die jetzt auch nicht sicher ist. Die Subventionen für elektrischen Strom sollen von $ 136 Mrd. 2017 laut Haushaltsprojekt auf $ 108 Mrd. 2018 zurückgehen. 2016 zahlten die Verbraucher ca. 30% der Stromkosten, während ca.70% dem Staat zur Last fielen. 2017 zahlten die Verbraucher 52% und 2018 sollen es 61% sein. Dies entlastet die Staatsfinanzen, wirkt sich jedoch auf die Preise aus. Abgesehen davon fördert ein höherer Preis einen rationelleren Konsum, der notwendig ist, damit keine Stromknappheit entsteht.

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im September 2017 um 0,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt die Stiftung Fundeec mit. In der Bundeshauptstadt und den 24 Bezirken der Umgebung ging der Konsum sogar in 12 Monaten um 4,7% zurück. Der Konsum lag in 9 Monaten landesweit um 1,5% unter dem Vorjahr. Der Konsum lag im September bei Haushalten (41% des Konsums) um 3,2% unter dem Vorjahr, während er bei der Industrie (30% des Konsums) um 0,3% und beim Handel (29%) um 30% zunahm. Dies deutet darauf hin, dass die Haushalte dank höherer Strompreise sparsamer mit dem Stromverbrauch umgegangen sind.

			***

			Bei der Ausschreibung für bestimmte Erdöl- und Gasgebiete in Neuquén gab es Offerten der Firmen Statoil, Retama Argentina und Pampa Argentina für insgesamt u$s 303,63 Mio. Abgesehen davon hat Chevron eine Offerte für die Forschung im Gebiet “Loma del Molle Norte” (Neuquén) eingereicht, in dem sie sich zu Investitionen von u$s 19,17 Mio. verpflichtet.

			***

			Die ZB hat bei der Ausschreibung von Lebac Offerten vom Dienstag für $ 337,46 Mrd. erhalten, von denen sie $ 333,61 Mrd. annahm. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 381,04 Mrd., so dass der Bestand um $ 47,43 Mrd. zurückging. Doch die ZB kaufte in zwei Wochen Lebac auf dem sekundären Markt für $ 97 Mrd,. so dass der Bestand schließlich weiter zunahm. Der Zinssatz für 28 Tage verblieb bei 26,50 und bei 63 Tagen bei 26,84%. Für längere Fristen lag der Zinssatz höher, bis zu 27,35% bei 273 Tage.

			***

			In den ersten 9 Monaten 2017 wurden finanzielle Treuhandfonds für $ 36,26 Mrd. untergebracht, 45% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode und mehr als doppelt so viel wie 2015.

			***

			Der Rindfleischkonsum lag in den ersten 9 Monaten 2017 um 6,7% über der gleichen Vorjahresperiode, und erreichte 58,1 kg pro Kopf, teilt der Verband der Industrie und des Handels von Rindfleisch CICCRA mit. Die Schlachtungen erreichten 1,07 Mio. Rinder, 9,2% über dem Vorjahr. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das brasilianische BIP ging im August um 0,36% gegenüber Juli zurück, lag jedoch um 1,64% über August 2016, berichtet die ZB. Im 1. Quartal 2017 nahm das BIP um 1% zu, was das erste positive Ergebnis nach 8 Quartalen mit Rückgängen war. Doch im 2. Quartal betrug die Zunahme nur noch 0,2%. Brasilien tut sich schwer, um die tiefe und langdauernde Rezession der Vorjahre zu überwinden.

			***

			Der brasilianische Schlachthofbetreiber JBS, das weltweit grösste Unternehmen der Rindfleischindustrie, hat 7 Betriebe im Staat Matto Grosso do Sul geschlossen, als Folge der gerichtlichen Beschlagnahme seiner Aktiven wegen eines Korruptionsprozesses. Die Brüder Wesley und Joesley Batista, Besitzer des Unternehmens, hatten gestanden, dass sie Bestechungen in Höhe von 600 Mio. Real an Politiker von 28 Parteien gezahlt hätten. Ausserdem hat die Polizei im März 2017 festgestellt, dass die Firma Rindfleisch und Hühnerfleisch in schlechtem Zustand als normal eingestuft hatte, was dazu führte, das China, Südkorea, die EU u.a. den Import von brasilianischem Rindfleisch verboten. Die Schließungen betreffen 15.000 direkte und 60.000 indirekte Arbeitsplätze.

			***

			Geschäftsnachrichten

			General Motors

			Der Präsident von GM für Lateinamerika, Carlos Zarlenga, kündigte eine Investition in der Fabrik in General Alvenar, 14 km von Rosario entfernt, von u$s 300 Mio. an, zu der noch weitere u$s 200 Mio. an Investitonen der Zulieferanten hinzukommen, die für ein völlig neues Modell bestimmt ist, das auf einer ebenfalls neuen Plattform gebaut wird. Es soll eine ganz anderes Fahrzeug als der Chevrolet Cruze sein, der gegenwärtig in Rosario hergestellt wird. Diese Investition werde 2020, wenn des neue Automobil effektiv erzeugt wird, über 2.000 zusätzliche Arbeitsplätze schaffen, die zu den bestehenden 2.100 hinzukommen. 

			Loma Negra

			Sergio Faifman, Präsident dieses Unternehmens, das etwa die Hälfte des Zements in Argentinien erzeugt und vor Jahren von der lokalen Inhaberin Amalia Fortabat an die brasilianische Camargo Correa verkauft wurde, gab bekannt, dass die Firma 30 Mio. Aktien auf dem Kapitalmarkt unterbringen wolle, zu u$s 3 bis u$s 3,8 je Aktie. Loma Negra werde seine Aktien an den Börsen von Buenos Aires und New York kotieren. Die Aktienemission erfolgt über die Banco Patagonia.

			Cementos Avellaneda

			Dieses Unternehmen der Zementindustrie, das je zur Hälfte der spanischen Cementos Molins und der brasilianischen Votorantin Cimentos gehört, hat eine Investition von u$s 200 Mio. angekündigt, die zur Erweiterung der Zementfabrik in La Calera, Provinz San Luis, um 700.000 Jato bestimmt ist, womit die Kapazität auf eine Million Jato steigt. Ausserdem sollen u$s 30 Mio. in die Fabrik in Olavarría investiert werden, um die Kapazität um 300.000 Jato auf 2,7 Mio. Jato zu erhöhen.

			Chevron

			Das US-Erdölunternehmen Chevron, das sehr aktiv im Gebiet von Vaca Muerta tätig ist, hat ihre Aktiven in der Provinz Río Negro an die britische President Energy, Tochtergesellschaft von President Petroleum, verkauft. Es handelt sich um mehrere Blocks für die Förderung von Erdöl und Gas. Der Preis wurde nicht bekanntgegeben, wird jedoch um die u$s 100 Mio. geschätzt. Der Käufer will jetzt laut Angaben der Provinzregierung $ 7,73 Mrd. investieren (umgerechnet ca.u$s 450 Mio.). Die Provinzverwaltung erhält bei diesem Geschäft einen Bonus für $ 385 Mio.

			YPF

			Das Unternehmen führt gegenwärtig ein Netz von automatischen Kassen in seinen Tankstellen ein, nachdem die ZB dies für Finanzfirmen, die keine Banken sind, zugelassen hat. Zunächst soll dies in sieben Tankstellen in der Bundeshauptstadt und Umgebung eingeführt werden. Dabei kann auch das Bargeld, das die Tankstellen kassieren, direkt auf das Konto von YPF eingezahlt werden, womit die Schecksteuer vermieden wird. Das Netz der Kassen wird von der Firma Link betrieben, die schon für 39 Banken tätig ist (darunter an erster Stelle die staatlichen Banco Nación, BAPRO, Banco Ciudad und Banco de Córdoba). Die Kosten pro Kasse, die die Tankstelleninhaber tragen, beläuft sich jetzt auf u$s 7.500 (im Vorjahr waren es noch u$s 11.000), wobei einer monatliche Ersparnis von $ 18.000 beim Transport von Bargeld entsteht, der sehr teuer ist. Hinzu kommen noch $ 6 Mrd. an Provisionen (bei 2.000 Abhebungen von Banknoten im Monat). Diese Initiative trägt zum Ziel der ZB bei, der Bargeldumlauf zu beschränken.
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			Die Sorgen der Unternehmer

			Das alljährliche Kolloquium des IDEA-Institutes (“Instituto de Desarrollo de Ejecutivos”), das sich mit der Fortbildung von hohen Unternehmensbeamten befasst, und in der Vorwoche in Mar del Plata stattfand, hatte dieses Mal eine politische Bedeutung wie nie zuvor. Präsident Mauricio Macri, Gouverneurin María Eugenia Vidal und viele Kabinettsmitglieder waren anwesend, ebenso wie Unternehmer, die effektiv entscheiden und nicht nur hohe Unternehmensbeamte sind . Das ist nicht üblich. Hier wurde ein krasser Gegensatz zur Kirchner-Regierung gezeigt, die in 12 Jahren nie bei diesen Kolloquien vertreten war, und den hohen Beamten sogar verboten hat, dort anwesend zu sein. Die Macri-Regierung hat hier deutlich zur Schau gestellt, dass sie eine zivilisierte Beziehung zu den Unternehmern hat, wie auch zu Gewerkschaften u.a. sozialen Gruppen, und einen konstruktiven Dialog begrüsst. Die Zusammenarbeit zwischen Staat und Unternehmen gehört zum Wesen einer modernen Wirtschaft, und das haben die Kirchners nie begriffen, weil sie von marxistischen Vorurteilen ausgingen. 

			Präsident Macri sagte, jetzt beginne eine Etappe der ständigen Reformen; er sagte, die Stunde sei gekommen, um die “Dinge” zu tun, also die brenzlichen Probleme in Angriff zu nehmen. Macri zeigte sich dabei als ein starker Präsident, bei dem kein Zweifel über seine Regierungsfähigkeit besteht. Unterschwellig hat er dabei vorweggenommen, dass seine Regierungskoalition Cambiemos bei den Wahlen vom 22. Oktober mehr Stimmen als bei den Primärwahlen (PASO) erhält. Doch gerade diese starke Stellung, die die Regierung jetzt hat, hat bei den Unternehmern zu Forderungen über grundsätzliche Themen geführt, die sehr konfliktiv sind, an erster Stelle die Reform des Arbeitsrechts.

			Dieses Thema stand deutlich im Mittelpunkt der Diskussion, überschattet von der tiefgreifenden Reform, die Brasiliens Präsident Michel Temer vor einigen Monaten durchgesetzt hat. Marcos Galperín, der die Internet-Firma Mercado Libre kontrolliert, die in kurzer Zeit von faktisch null begonnen und jetzt einen Marktwert von ca. u$s 10 Mrd hat, sagte, die brasilianische Reform stelle Argentinien vor drei Alternativen: 1. Eine ähnliche Reform zu unternemen; 2. Aus dem Mercosur auszutreten; 3. Millionen  Arbeitsplätze zu verlieren. Er wies darauf hin, dass die Rahmenordnung für die Arbeitsgesetzgebung im vorigen Jahrhundert aufgestellt worden sei, während wir jetzt in einem Jahrhundert mit künstlicher Inteligenz und Robots leben. Galperín betonte, dass es unmöglich sei, dass bei der bestehenden Arbeitsgesetzgebung Arbeitsplätze für die Kinder geschaffen werden, die heute die Schule besuchen. Wir benötigten eine Flexibilität, die es heute hier nicht gibt. Er ging sogar so weit, die Abschaffung des Zwangsbeitrags zu den Gewerkschaften zu fordern. Hierzu sei bemerkt, dass dies allgemein nicht möglich ist, jedoch geschehen kann, wenn eine Gewerkschaft gesetzwidrig handelt, z.B. auf einem als illegal erklärten Streik besteht, und ihr die sogenannte Gewerkschaftspersönlichkeit entzogen wird. Keine Regierung hat sich bisher gewagt, dies zu tun. Únd von der Macri-Regierung wird es auch nicht erwartet. Oder doch?

			Paolo Rocca, der den Techint-Konzern kontrolliert, der als solcher und dann über seine zwei Holdings Tenaris (Stahlwerke) und Ternium (Stahlröhren) auftritt, stellte dieses Thema bei seinem Vortrag in den Mittelpunkt. Er sagte, die Reform des Arbeitsrechts sei eines der Grundthemen, um sich die langfristige die Entwicklung in Argentinien vorzustellen. Die Gesamtarbeitsverträge und die Arbeitsverträge, die mit einzelnen Unternehmen abgeschlossen werden, müssen geändert werden. “Wir müssen die Transformation begünstigen, denn die Rigidität schadet der Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft, sagte er. Rocca erklärte, dieses Jahr habe derTechint-Konzern ca. 3.000 zusätzliche Arbeitnehmer aufgenommen, davon 1.400 bei der Erdöl- und Gasförderung in Vaca Muerta und über 800 in den Dienstleistungsunternehmen. In Tenaris-Siderca, die heute 65% seiner Produktion exportiert, seien 540 Arbeitnehmer aufgenommen worden. Rocca sagte beiläufig, dass die Firma in diesen Fall 3.000 Anträge geprüft habe, alle von Menschen mit abgeschlossenem Sekundarstudium, wobei viele jedoch Fragen über grundsätzliche Themen nicht beantworten konnten. In diesem Zusammenhang wies er dann auf die Dringlichkeit einer Erziehungsreform hin.

			Paolo Rocca bezog sich auch auf die gewerkschaftlichen Erprassungen. Es sei nicht zu verantworten, dass ein Betrieb stillgelegt werde, nur weil zehn bewaffnete Personen den Zugang der Lastwagen verhinderten. Das war eine klare Anspielung auf Hugo Moyano, ein Meister der Erpressungen, der dank Néstor Kirchner nicht nur den Fernverkehr von Lastwagen, sondern auch den städtischen und auch die Müllabfuhr stillegen kann.

			Macri setzte bei der Arbeitsreform den Schwerpunkt auf Produktivität und Konkurrenzfahigkeit. Das ist in Ordnung; aber es fällt auf, dass er, und auch keiner der anwesenden Unternehmer, die Beschäftigunsproblematik erwähnt haben. Die argentinische Arbeitsgesetzgebung ist für Grossunternehmen gedacht, aber über 80% der privaten Beschäftigung entfállt auf kleine und mittlere Unternehmen. Die Wirtschaft schafft stets gute und weniger gute Arbeitsplätze, stabile und unstabile. Wenn man jedoch eine Rahmenordnung schafft, die nur für gute und stabile Arbeitsplätze gedacht ist, dann gehen diejenigen, die schlechter bezahlt werden und eventuell auch unstabil sind, entweder auf die Schwarzwirtschaft über, oder sie werden nicht besetzt. Genau das ist gegenwärtig in Argentinien der Fall. Niemand erwähnte z.B. die Notwendigkeit, die Frist, während der keine Entlassungsentschädigung besteht, zumindest für zusätzliche Arbeitskräfte, von drei Monaten auf zwei Jahre zu verlängern. 

			Die bedeutenden Gewerkschafter haben sich diese Reden von Unternehmern mit gemischten gefühlen angehört. Guillermo Pereyra, der die Erdölarbeiter vertritt und auch anwesend war, sagte klipp und klar, die Reform des Arbeitsrechtes sei nicht notwendig. Er erinnerte an das Gesetz von Präsident Fernando de la Rua, das unter den Kirchners rückgängig gemacht wurde, weil es mit Schmiergeldern im Kongress angenommen wurde. Also die gleichen Peronisten, die damals das Geld eingesteckt hatten, protestierten später, ohne zu erröten, weil ihnen das Geld gegeben wurde. Es war jedoch ein gutes Gesetz, das u.a. den Vorrang von Unternehmensabkommen vor den Branchenverträgen bestimmte. Das wurde zwar abgeschafft, gilt aber in der Praxis weiter, einfach weil es die betroffenen Arbeitnehmer so wollen, denen es dabei besser geht. 

			Die Gewerkschafter willigen bestenfalls Reformen zu, die bei den Verhandlungen über Erneuerung der Arbeitsverträge zustande kommen. Bei den Erdölarbeitern von Vaca Muerta und einigen anderen Fällen wurden in dieser Hinsicht schon Fortschritte erzielt. Auch Arbetisminister Jorge Triaca befürwortet dieses System, das gewiss besser als gar nichts ist, jedoch die grundsätzlichen Probleme nicht löst. Die Regierung wird schliesslich nicht um Gesetzesprojekt herumkommen, dass grundsätzliche Änderungen verfügt. Dabei sollte die brasilianische Reform, die für die lokalen Gewerkschaften ein Greuel ist, zum Vorbild genommen werden.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die starke Zunahme der indexierten Wohnungskredite

			Kredite für den Kauf oder Bau einer Wohnung gehören strukturell zu einer modernen Wirtschaft. Ohne dies hat der grösste Teil des Mittelstandes, und ganz besonders die jungen Generationen,  keine Möglichkeit, eine Wohnung zu kaufen. Es ist jedoch selbstverständlich, dass die Banken in einem Inflationsland wie Argentinien keine langfristigen Kredite in Pesos ohne Wertberichtigung erteilen. Unter der Menem-Regierung hat Wirtschaftsminister Cavallo das Problem gelöst, indem er Dollardepositen und –Kredite bei den Banken zuliess, so dass es auch langfristige Kredite mit Hypotheken in dieser Währung gab. Dieses System wurde unter der Regierung von Duhalde zerstört, der die Umwandlung der Dollarschulden in Pesos zum Kurs von eins zu eins und der Dollardepositen zu 1,40 zu eins verfügte, obwohl der Wechselkurs in kurzer Zeit über $ 3 lag. Weder Nestor noch Cristina Kirchner kümmerten sich um den Fall. Es wurden zwar  unter Cristina K. Kredite für Eigenwohnung im Rahmen des Programmes Procrear eingeführt, die jedoch im Wesen eine Subvention enthielten, weil der Betrag der Schuld nicht berichtigt wurde. Die Mittel stammten vom ANSeS, also grundsätzlich von den Beiträgen zum Pensionierungsystem und den Anteilen an Steuern, die an dieses Amt übertragen werden. Diese Subvention stellt eine verkappte Staatsausgabe dar.

			Die Macri-Regierung hat das System der Dollardepositen und –Kredite für langfristige Kredite nicht wieder hergestellt. Es gibt zwar Dollardepositen, aber die Möglichkeiten für Dollarkredite der Banken beschränken sich auf Geschäfte, die mit dem Aussenhandel verbunden sind. Das ist ein Fehler: sie sollten allgemein zugelassen werden, wobei man den Banken die Prüfung der Zahlungsfähigkeit der Bezieher der Kredite überlassen sollte. Es besteht in der Tat kein Grund, um langfristige Dollarkredite für Wohnungskauf auszuschliessen. Langfristig bewegt sich der Wechselkurs nicht viel anders als die internen Preise, so dass eigentlich nur eine Lösung für Kurssprünge vorgesehen werden müsste.

			Die ZB hat letztes Jahr schon ein System mit indexierten Krediten für die Finanzierung von Käufen von Eigenwohnungen geschaffen. Der UVA-Index (“Unidad de Valor Ajustable”), der dabei verwendet wird, hält sich an den Index der Konsumentenpreise des INDEC. Warum nicht direkt dieser Index genommen wurde, wurde nicht erklärt. In bestimmten Fällen wird auch der UVI-Index verwendet, der sich an den Baukostenindex des INDEC hält. 

			Halten wir zunächst fest, dass Indexierungen immer noch verboten sind, weil es das Konvertbilitätsgesetz vom April 1991 so bestimmt, das nur bezüglich des Wechselkurses von eins zu eins ausser Kraft gesetzt wurde. Das Gesetz muss sofort ganz ausser Kraft gesetzt werden, um das Risiko zu vermeiden, dass ein Schuldner sich gelegentlich auf dieses Indexierungsverbot beruft. Diese Gefahr besteht besonders, wenn es zu einem Inflationssprung kommt, was in Argentinien gewiss nicht ausgeschlossen ist. Die Richter pflegen traditionell fûr den Schuldner Stellung zu nehmen. 

			Der Wohnungsbedarf ist so gross, und die Mieten so hoch, dass sofort eine bedeutende Nachfrage nach diesen indexierten Krediten aufkam. Dieses Jahr überstiegen die Kredite den Betrag  von $ 36 Mrd. und bis Ende des Jahres sollen es laut Angaben des Finanzministerums gut $ 50 Mrd. sein. Im Vorjahr waren diese Kredite noch unbedeutend. Die Wirtschaftsführung will, dass diese Kredite unmittelbar 1% des Bruttoinlandsproduktes ausmachen, dann 2018 auf 2% des BIP und danach noch mehr steigen. In Mexico sind es (laut IWF u.a. Quellen) 3,4%, in Kolumbien 6,3%, in Brasilien 8,5%, in Chile 23,8% und in den USA ganze 77,1% des BIP.

			Die Kredite entfallen zu über 80% auf die Staatsbanken, Banco Nación. BAPRO und Banco Ciudad, wobei die erstgenannte den Löwenanteil hat. Die Banken erhalten jedoch nicht einen entsprechenden Betrag an indexierten Depositen. Wenn sie somit normale Spar- und Fristdepositen dafür einsetzen, gehen sie unterschwellig davon aus, dass die Zinsen (die gegenwärtig zwischen 16% und 21% liegen) unter der Inflationsrate liegen. Sonst verlieren sie Geld, was jedoch kaum offen auftreten dürfte, da die Banken ausserdem auf zinslose Kontokorrentdepositen verfügen. Die Banco Nación verfügt auch über hohen Staatsdepositen, u.a. weil die Steuereinnahmen über diese Bank gehen, die sie jedoch nicht unmittelbar an die AFIP abführt. 

			Die Banken haben jedoch bei diesen indexierten Krediten noch ein zusätzliches Problem, nämlich, dass sie hohe Kosten haben und normalerweise mit einer hohen Marge (5 Prozentpunkte und mehr) zwischen Passiv- und Aktivzinsen kalkulieren. Das bedeutet, dass sie theoretisch bei den indexierten Krediten einen Zinssatz in dieser Grössenordnung berechnen müssen, der zur Indexierung hinzukommt. Und das führt zu monatlichen Zahlungen, die die meisten Kreditnehmer nicht verkraften können. Der Zinssatz darf hier nicht über 3% jährlich liegen.

			Wenn es der Regierung gelingt, die Inflation zu bändigen und langfristig auf eine einstellige Jahreszahl zurückzuschrauben, dann kann das System einigermassen gut funktionieren. Dennoch müssen sich die Banken auf zahlreiche Umschuldungen vorbereiten, weil die Last der monatlichen Quote für viele Schuldner gelegentlich untragbar wird, sei es weil irgendwelche Extraausgaben auf sie zukommen oder weil ihr Einkommen schrumpft. Doch das lässt sich wohl verkraften. Was den Banken hingegen Schwierigkeiten machen würde, ist ein allgemeiner Zahlungsausfall als Folge eines Inflationssprunges. Nicht zu reden von einer Hyperinflationswelle. Positiv dabei ist, dass diese Gefahr Druck auf die jeweilige Regierung ausübt, um die Inflation zumindest niedrig zu halten, auch wenn dies in vielen Fällen (besonders bei Lohnverhandlungen) eine viel härtere Einstellung voraussetzt, als sie in Argentinien üblich ist.

			Was das Thema in Argentinien noch erschwert, ist der geringe Umfang, den das Bankensystem allgemein hat. Die gesamten Bankdepositen liegen unter 15% des BIP, während es in vergleichbaren Ländern 50% und in den fortgeschrittenen über 100% sind. 

			Bei einem höheren Kreditumfang können die Banken eine Krise bei diesen indexierten Krediten leichter verkraften. Doch eine Finanzpolitik, um den Bankenbereich auszuweiten und den des Wucherkredites einzuschränken, der heute bei Kleinunternehmen absoluten Vorrang hat, steht nicht einmal zur Diskussion. Im Gegenteil: es ist die Rede von der Aufhebung der Ausnahme von passiven Bankzinsen (die ohnehin inflationsberichtigt meistens negativ sind)  bei der Einkommenssteuer, was zweifelsohne zu einer Abhebung von Depositen führen würde.

			 

			 

		

	